Einweisung für die Schulberater der Regierungsbezirke beim Min. am 22 .03. 1965

(Bericht zur 1. Dienstbesprechung der Schulberater am 22. März 1965 im Kultusministerium)
Anwesend 28 Teilnehmer (Vertreter aller maßgeblichen Abteilungen des Min. und die 9 Schulberater)

Leiter der Besprechung: Min. Dirigent Höhne; 
zuständige Dienststelle für die Schulberater: Min. Rat Dr. Hörmann, 
Vertreter OStR R. Rauscher

Zur Eröffnung der Sitzung weist Min. Dir. Höhne darauf hin, daß Kult. Min. Dr. Huber als erste Aufgabe des Min. die Ausschöpfung der Begabtenreserven ansieht. (Hinweis auf die Haushaltsrede und die Interpellation der SPD)

In der ganzen Welt  in West und Ost habe man die Notwendigkeit erkannt, daß alle Begabungsreserven erfasst werden müssen.

Die Bestellung der Schulberater sei so eilig erfolgt, weil noch vor dem kommenden Aufnahmeverfahren in d. H. Schule der volle Arbeitseinsatz erfolgen müsse. Zum 01.04.1065 werfe das Min. an alle Eltern der Volksschule die Schrift verteilen: „Aus meinem Kind soll etwas werden.“ Die Schrift umfasse 38 Seiten und mache die Eltern auf der letzten Seite auf die neu geschaffenen Schulberater aufmerksam, deren Aufgabe es sein werde, die Schrift zu interpretieren.

Zu diesem Zweck müssen die Schulberater über die Schrift hinaus alle einschlägige Literatur studieren (vorläufig 36 Broschüren in der Mappe des Min.; sie wird in Kürze durch weiteres Material ergänzt).

Das Min. müsse auf diesem Gebiet selbst Erfahrungen sammeln und überlasse es den neun Schulberatern, ihr Amt aus der Phantasie zu gestalten.

Für die organisatorischen Fragen sei zunächst die Schaffung eines eigenen Arbeitsplatzes im Hause des Min. Beauftragten mit eigenem Telefon (Dringlichkeitsantrag an die OP) erforderlich.

Mit Herausgabe der o.g. Schrift sei schon ab April mit einer großen Anzahl von Nachfragen zu rechnen. Sollte die anfallende Schreibarbeit im Büro des Min. Beauftragten nicht mit übernommen werden können, müssten Mittel für eine Schreibkraft angefordert werden. Die Regierungen werden vom Min. über die Bereitstellung von Mitteln unterrichtet.

Für den Dienstbetrieb sollen die Min. Beauftragten Briefbögen mit Kopf und Umschlägen in Auftrag geben.

Die notwendige Freistellung vom Unterricht sollen die Min. Beauftragten evtl. im Benehmen mit dem Min. von sich aus lösen. Eine Weiterführung des Unterr. käme nach Meinung des Min. höchstens in Frage, wenn eine Abiturklasse aus schulischen Gründen nicht einem anderen Lehrer übergeben werden könne.

Die erste Aufgabe sei das Studium der einschlägigen Schriften, und dann beginne  die Orientierung im Regierungsbezirk. Dazu sei es notwendig, mit allen maßgeblichen Stellen Fühlung aufzunehmen. Dazu gehören die Ämter des Oberbürgerm., des Berufberatungsleiters beim Arb. Amt,. des Min. Beauftragten für das Mittelschulwesen, des Leiters der örtlichen Fach- bzw. Ing. Schulen, des Berufsschulreferenten d. Reg., des Stadtschulamtes, des Schulreferenten b.d. Regierung, des Regierungsreferenten für das Ausbildungsbeihilfewesen, evtl. d. Dienststelle f. d. Privaten Schulen einschl. Handelsschulen. Hierbei seien die Kompetenzen abzugrenzen, um evtl. Zuschriften zuständigkeitshalber weiterleiten zu können. Evtl. könnten die betreffenden Herren auch später zu einer gemeinsamen Besprechung geladen werden, falls eine Abgrenzung der Arbeitsbereiche notwendig sei.

Die Herren Min. Beauftragten werden gebeten, durch ein informatives Schreiben alle genannten Dienststellen vom neu geschaffenen Amt des Schulberaters zu verständigen und eine persönliche Vorsprache anzukündigen.

Auch die Schuljugendberater beim Stadtschulamt sollten miterfaßt werden. Die Abgrenzung der Aufgaben des Schulberaters ergebe sich aus der Feststellung, daß er kein reiner Berufsberater und kein reiner Erziehungsberater sein solle. Allerdings müsse der SB auch über die versch. Vorbedingungen für das Ergreifen eines Berufes und über die Aussichten  des betr. Berufszweiges Bescheid wissen.

Auf keine Fall sei er der Werber  für die H. Schule oder eine andere Schulart, er sei für alle Schulgattungen zuständig. Um die notwendige Aufklärungsarbeit organisieren zu helfen, könne es nützlich sein, wenn die Schulberater die versch. Schularten als Vermittler mit einander ins Gespräch bringe. Das könne z. B. erforderlich sein, wenn auf einem Elternabend der  Volksschule je ein Vertreter der Mittel- und Höheren Schule zu Wort kommen sollen. Eine ausgesprochene Abwerbung von der Volksschule sei nicht geplant, sondern nur eine Erfassung bzw. Weiterleitung der Begabten an die ihnen zustehende Schulart. Die Volksschullehrer selbst seien d.d. Min. verpflichtet worden, hier nicht zu bremsen. Genaue Richtlinien verpflichten sie, am Schulschluß Rechenschaft abzulegen. Es könne später f.d. Schulberater von Nutzen sein, mit maßgeblichen  Stellen der Volksschule evtl. durch Unterrichtsbesuche die Frage der Beurteilung der Begabung zu erörtern. Auch bei den Ing. Schulen sei z.B. ein Besuch in einem Vorbereitungskurs zweckmäßig, um sich über die Vorbedingungen für den Übertritt an eine Ing.Schule zu informieren (Erfassung der Spätberufenen). Mit dem Widerstand der Handwerksvertreter gegen eine Erfassung der Begabten, die als Lehrlinge ausfallen, müsse gerechnet werden. 

Sobald Geldmittel zur Verfügung stünden, sei auch daran gedacht, auch Sprechstunden in anderen Orten des Reg. Bezirkes abzuhalten.

Die Arbeit des Schulberaters erfordere sehr viel Fingerspitzengefühl. Er werde im Laufe der Zeit schon dadurch unabkömmlich sein, weil er auf allen Gebieten des Schulwesens Fachmann sei und zur Beratung auch für Behörden dann bereitstehen könne. Deshalb sei der Passus „zunächst auf ein Jahr“ nur so zu verstehen, daß man dem Schulberater selbst die Möglichkeit geben wolle, nach dieser Zeit sein Amt niederzulegen, falls triftige Gründe dafür vorhanden seien (Zusatz Rauscher).

Auf keinen Fall, das müsse noch einmal  betont werden, soll der Schulberater für eine bestimmte Schulart werben. 

Dem Min. müsse allerdings Angst werden, falls es vorschnell gelingen solle, einen Teil der mit 81% genannten Begabten der Volksschule den weiterführenden Schulen zuzuführen, solange diese nicht in ausreichender Weise zur Verfügung stünden. Zum Schluß wünschte Min. Dir. Dr. Höhne allen Schulberatern für ihre Pionierarbeit vollen Erfolg. Die Tätigkeit habe mit dem 23.03.1965 zu beginnen.

Augsburg, den 22.03.1965
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